Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3706 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Kr 9/72 Bonn, den 14. August 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier; Verkehrspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates durch die für die beitretenden 
Staaten die Anwendung der Verordnungen (EWG) Nr. 516/ 
72 (Pendelverkehr mit Kraftomnibussen zwischen den Mit- 
gliedstaaten) und (EWG) Nr. 517/72 (Linienverkehr und 
Sonderformen des Linienverkehrs mit Kraftomnibussen 
zwischen den Mitgliedstaaten) vom 28. Februar 1972 hin- 
ausgeschoben wird. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 28. Juli 1972 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Druck: Buciidruckerei R. Madel, Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates, 
durch die für die beitretenden Staaten die Anwendung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 516/72 (Pendelverkehr mit 
Kraftomnibussen zwischen den Mitgliedstaaten) und 
(EWG) Nr. 517/72 (Linienverkehr und Sonderformen des 
Linienverkehrs mit Kraftomnibussen zwischen den 
Mitgliedstaaten) vom 28. Februar 1972 hinausgschoben wird 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Vertrag über den Beitritt des 
Königreichs Dänemark, Irlands, des Königreichs 
Norwegen und des Vereinigten Königreichs Groß- 
britannien und Nordirland zur Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und zur Europäischen Atomge- 
meinschaft, insbesondere auf Artikel 153 der Akte 
über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen 
der Verträge, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 23 der Verordnung (EWG) Nr. 516/72 des 
Rates vom 28. Februar 1972 über die Einführung ge- 
meinsamer Regeln für den Pendelverkehr mit Kraft- 
omnibussen zwischen den Mitgliedstaaten sowie 
Artikel 21 der Verordnung (EWG) Nr. 517/72 des 
Rates vom 28. Februar 1972 über die Einführung 
gemeinsamer Regeln für den Linienverkehr und die 
Sonderformen des Linienverkehrs mit Kraftomni- 
bussen zwischen den Mitgliedstaaten ^) bestimmen 
als Zeitpunkt der Anwendung der beiden Verord- 
nungen den 1. Januar 1973. Ferner sind die Mitglied- 
staaten nach Artikel 24 bzw. Artikel 22 der vorge- 
nannten Verordnungen gehalten, die für die Durch- 
führung dieser Verordnungen erforderlichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften nach Anhörung der 
Kommission vor dem 1. Oktober 1972 zu erlassen. 

Es erscheint gerechtfertigt, den Anträgen der bei- 
tretenden Staaten zu entsprechen, wonach der Zeit- 
punkt der Anwendung der Verordnungen (EWG) 
Nr. 516/72 und (EWG) Nr. 517/72 für die beitreten- 
den Staaten bis zum 1. Juli 1973 hinausgeschoben 
werden soll'. 

Es erscheint ferner gerechtfertigt, den Anträgen 
der beitretenden Staaten zu entsprechen, wonach 
der Zeitpunkt, bis zu dem die beitretenden Staaten 
die für die Durchführung der Verordnungen (EWG) 
Nr. 516/72 und (EWG) 517/72 erforderlichen Rechts- 


und Verwaltungsvorschriften erlassen müssen, bis 
zum 1. April 1973 hinausgeschoben werden soll - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A r t i k el 1 

In die Verordnung (EWG) Nr. 516/72 des Rates wird 
ein Artikel 25 eingefügt, der folgenden Wortlaut hat: 

„Artikel 25 

Mit dem Beitritt der neuen Mitgliedstaaten zu den 
Europäischen Gemeinschaften treten folgende Vor- 
schriften in Kraft: 

a) die Anwendung dieser Verordnung in den neuen 
Mitgliedstaaten wird bis zum 1. Juli 1973 hinaus- 
geschoben, 

b) der in Artikel 24 vorgesehene Zeitpunkt wird 
für die neuen Mitgliedstaaten bis zum 1. April 
1973 hinausgeschoben.'' 

Artikel 2 

In die Verordnung (EWG) Nr. 517/72 des Rates wird 
ein Artikel 23 eingefügt, der folgenden Wortlaut hat; 

„Artikel 23 

Mit dem Beitritt der neuen Mitgliedstaaten zu den 
Europäischen Gemeinschaften treten folgende Vor- 
schriften in Kraft: 

a) die Anwendung dieser Verordnung in den neuen 
Mitgliedstaaten wird bis zum 1. Juli 1973 hinaus- 
geschoben, 

b) der in Artikel 22 vorgesehene Zeitpunkt wird für 
die neuen Mitgliedstaaten bis zum 1. April 1973 
hinausgeschoben. " 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 67 
vom 20. März 1972, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 67 
vom 20. März 1972, S. 19 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Am 28. Februar 1972 hat der Rat die Verord- 
nungen (EWG) Nr. 516/72 und (EWG) Nr. 517/72 
über die Einführung gemeinsamer Regeln für den 
Pendelverkehr mit Kraftomnibussen zwischen den 
Mitgliedstaaten ^) einerseits und den Linienverkehr 
und die Sonderformen des Linienverkehrs mit 
Kraftomnibussen zwischen den Mitgliedstaaten 
andererseits erlassen. 


2. Die Vorschriften der Artikel 23 bzw. 21 dieser 
beiden Verordnungen des Rates bestimmen, daß 
diese Verordnungen ab 1. Januar 1973 gelten. 

Die Vorschriften der Artikel 24 bzw. 22 sehen vor, 
daß die Mitgliedstaaten vor dem 1. Oktober 1972 
nach Anhörung der Kommission die für die Durch- 
führung dieser Verordnungen erforderlichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften erlassen. 


3. Die Beitrittsstaaten haben beim Rat die Gewäh- 
rung von Übergangsperioden beantragt in der Wei- 
se, daß der Anwendungszeitpunkt der beiden vor- 
genannten Verordnungen und der Zeitpunkt, bis zu 
dem auf nationaler Ebene die Durchführungsvor- 
schriften für die Verordnungen erlassen werden 
müssen, aufgeschoben werden. Die Dokumente des 
Rates, in denen diese Anträge wiedergegeben wer- 
den, sind folgende: 


Vereinigtes 

Königreich: 


Irland: 


Norwegen: 


Dänemark: 


CONS 50/72 (GB 41) (TRANS) vom 

7. März 1972 und CONS 187/72 (GB 
121) (TRANS) vom 6. Juni 1972 

CONS 72/72 (IRL 21) (TRANS) vom 
17. März 1972 und CONS 213/72 
(IRL 64) (TRANS) vom 23. Juni 
1972 

CONS 148/72 (N 41) (TRANS) vom 

8. Mai 1972 

CONS 165/72 (DK 48) (TRANS) 
vom 24. Mai 1972 


Alle Beitrittsstaaten haben dieselben Zeitpunkte 
beantragt, nämlich: 

— den 1. Juli 1973 für die Anwendung der Ver- 
ordnungen, 

— den 1. April 1973 für von diesen Staaten zu er- 
lassenden nationalen Maßnahmen. 


4. Die Anträge der Beitrittsstaaten sind gerecht- 
fertigt: 

a) Die Verordnungen (EWG) Nr. 516/72 und (EWG) 
Nr. 517/72 sind in Durchführung der Artikel 7 
und 8 der Verordnung Nr. 117/66/EWG des Ra- 
tes vom 28. Juli 1966 3) erlassen worden; für 
letztgenannte Verordnung sieht der Beitrittsver- 
trag vor^), daß das Datum der Anwendung für 


Irland und das Vereinigte Königreich bis zum 
1. Juli 1973 und für Norwegen bis zum 1. April 
1973 aufgeschoben wird. In Dänemark, das kei- 
nen Übergangszeitraum beantragt hat, ist diese 
Verordnung also ab 1. Januar 1973 anzuwenden. 

Wenngleich die Anwendungsdaten für die Ver- 
ordnung Nr. 117/66/EWG in den Beitrittsstaaten 
unterschiedlich sind, erscheint es doch zweckmä- 
ßig, den Anträgen der Beitrittsstaaten hinsich- 
lich der Verordnungen (EWG) Nr. 516/72 und 
(EWG) Nr. 517/72 zu entsprechen und den Zeit- 
punkt der Anwendung auf den 1. Juli 1973 für 
alle Beitrittsstaaten einheitlich festzusetzen und 
zwar aus folgenden Gründen: 

— diese Verordnungen ergänzen die Verord- 
nung Nr. 117/66/EWG vom 28. Juli 1966 und 
erfordern daher aus verwaltungsmäßigen und 
technischen Gründen einen angemessenen 
Übergangszeitraum ; 

— die Festlegung eines einheitlichen Zeitraumes 
trägt dazu bei, Komplikationen zu vermeiden, 
was sowohl im Interesse der nationalen Ver- 
waltungen der ursprünglichen Mitgliedstaaten 
und der neuen Mitgliedstaaten als auch der 
Verkehrsunternehmer dieser Staaten liegt. 

Daher wird vorgeschlagen, in die Verordnung 
(EWG) Nr. 516/72 einen neuen Artikel 25 und in 
die Verordnung (EWG) Nr. 517/72 einen neuen 
Artikel 23 einzufügen, in denen bestimmt ist, 
daß das Datum der Anwendung dieser Verord- 
nungen für die neuen Mitgliedstaaten bis zum 
1. Juli 1973 aufgeschoben wird. 

b) Den ursprünglichen Mitgliedstaaten ist die Ver- 
pflichtung auferlegt, die für die Durchführung 
der Verordnungen (EWG) Nr. 516/72 und (EWG) 
Nr. 517/72 erforderlichen Vorschriften bis zum 
1. Oktober 1972 zu erlassen, d. h. also 3 Monate 
vor dem 1. Juli 1973, dem Zeitpunkt der Anwen- 
dung dieser Verordnungen. Es erscheint gerecht- 
fertigt, für die Beitrittsstaaten als äußersten Zeit- 
punkt, zu dem sie die betreffenden Durchfüh- 
rungsvorschriften erlassen haben müssen, drei 
Monate vor dem 1. Juli 1973, dem Zeitpunkt der 
Anwendung der genannten Verordnungen in den 
Beitrittsstaaten, also auf den 1. April 1973 festzu- 
legen. 


B Amtsblatt der Europäischen Gemeinsdiaften Nr. L 67 
vom 20. März 1972, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 67 
vom 20. März 1972, S. 19 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 147 
vom 9. August 1966, S. 2688/66 

4) Siehe Artikel 150, Punkt 3 der Liste in Anhang X der 
Beitrittsakte 
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Die den Beitrittsstaaten somit zugestandene Frist 
von drei Monaten würde es ihren örtlich zustän- 
digen Verwaltungen und den Verkehrsunterneh- 
mern ermöglichen, die neuen Vorschriften anzu- 
wenden. 

Es erscheint daher ebenfalls zweckmäßig, den An- 
trägen der Beitrittsstaaten auf Festlegung des 
1 , April 1973 als äußersten Zeitpunkt, zu dem sie die 
für die Durchführung der Verordnungen (EWG) 
Nr. 516/72 und (EWG) Nr. 517/72 erforderlichen 
Vorschriften erlassen haben müssen, zu entspre- 
chen. 

Daher wird vorgeschlagen, eine solche Vor- 
schrift in dem neuen Artikel 25 der Verordnung 
(EWG) Nr. 516/72 und in dem neuen Artikel 24 
der Verordnung (EWG) Nr. 517/72 aufzunehmen. 
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